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Gewerkschaftsgeschichte hat in der derzei-
tigen historischen Forschung und Debatte
nur noch eine untergeordnete Bedeutung.
Um so bemerkenswerter ist die vorliegen-
de Dissertation von Jens Hildebrandt, die
zeigt, dass die Disziplin mehr ist als nur Ver-
bandsgeschichte oder gar die Selbstbespie-
gelung von Funktionären. Verdeutlicht doch
diese asymmetrische „Parallel- und Abgren-
zungsgeschichte“ zwischen den beiden sehr
unterschiedlichen deutschen Gewerkschafts-
bünden vor allem den Riss zwischen der kom-
munistischen und sozialdemokratischen Ar-
beiterbewegung im gespaltenen Deutschland.
Der Autor konzentriert sich auf die Zeitspan-
ne zwischen der Souveränität der beiden Teil-
staaten 1955 und der neuen Ostpolitik der so-
zialliberalen Koalition 1969. Im Kalten Krieg
– der vor 1955 begonnen hatte und nirgend-
wo 1969 endete – war die staatlich verfestig-
te Systemauseinandersetzung in Deutschland
ein Konflikt, in dem „eine Nation um sich
selbst kämpft“ (S. 55).

1955 ging es in der Deutschlandpolitik bei-
der Staaten noch um die Wiedervereinigung,
zumal das Thema weiterhin auf der Agenda
der internationalen Politik stand. Beide Staa-
ten beanspruchten, Kernstaaten für das gan-
ze Land zu sein, und diesem Selbstverständ-
nis folgten DGB und FDGB. Der DGB lehn-
te jeden Kontakt zum FDGB ab und sprach
der SED-Massenorganisation den Charakter
einer Gewerkschaft ab. Der Aktionseinheits-
politik des FDGB, die dieser in der Bundes-
republik mit sozialdemokratischen Gewerk-
schaftern zu etablieren versuchte, begegnete
der DGB mit einem Kontaktverbot zu FDGB-
Emissären für seine Funktionäre und Mit-
glieder. Zur Asymmetrie dieser konfliktori-
schen Beziehungsgeschichte gehört es, dass
ein eigenständiges Agieren westdeutscher
Gewerkschafter in der DDR ausgeschlossen
war, galten sie doch den kommunistischen

FDGB-Funktionären als „Reformisten“ und
ihre programmatischen Überzeugungen als
„Sozialdemokratismus“, für den sich im All-
tag der DDR vor allem das MfS interessierte.

Trotzdem kam es auch in den 1950er-
Jahren immer wieder zu politischen Kon-
takten von DGB-Gewerkschaftern zu FDGB-
Funktionären. Ein prominentes Beispiel hier-
für ist der Konflikt im wirtschaftswissen-
schaftlichen Institut des DGB 1955, als des-
sen Leiter Victor Agartz und sein Mitarbei-
ter Theo Pirker entlassen wurden, weil sie
in der Kampagne gegen die Wiederbewaff-
nung der Bundesrepublik mit Funktionären
der SED zusammentrafen, um eine gemeinsa-
me nationale Politik gegen die Westintegrati-
on der Regierung Adenauer zu beraten.

Erst im Schatten der Mauer und im Vor-
feld der neuen Ostpolitik begannen auf Basis
des Status Quo der Teilung die wechselseitige
Anerkennung von DGB und FDGB. 1969 hob
der DGB seinen Beschluss zum Kontaktverbot
zum FDGB auf, dies geschah im Kontext der
neuen Ostpolitik der SPD.

Der Autor hat den Anspruch, die geteil-
te Gewerkschaftsgeschichte in eine integrier-
te deutsche Nachkriegsgeschichte einzubet-
ten. Mit seiner materialreichen Fleißarbeit be-
tritt er nicht gerade Neuland, aber er zeigt
überzeugend, wie wichtig dieser Ansatz ist,
um die Konflikte zwischen der SED und SPD
und DGB für die Nachgeborenen überhaupt
begreifbar zu machen.

Entsprechend dem gewählten methodi-
schen Ansatz sind die ersten beiden Ka-
pitel dem Ursprung und der Entwicklung
des deutsch-deutschen Beziehungskonflikts
sowie der Einordnung der gespaltenen Ge-
werkschaftsgeschichte in diesen Kontext ge-
widmet. Der gewerkschaftliche Neubeginn
fand in einem besetzten Land statt. Die Grün-
der des DGB entschieden sich für den Westen,
für eine demokratische Einheitsgewerkschaft,
und vertraten einen demokratischen Sozialis-
mus. Zu dieser Gesellschaftskonzeption lie-
ferten die SBZ und der totalitäre Machtan-
spruch der Kommunisten den negativen Ge-
genentwurf. Das Programm des FDGB wurde
von der Gewerkschaftskonzeption der „Mos-
kau Kader“ der KPD bestimmt. Walter Ul-
bricht, der spätere SED-Generalsekretär, wur-
de 1946 auf dem ersten Kongress des FDGB in
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dessen Bundesvorstand gewählt.
Das Buch folgt in seiner periodischen Glie-

derung den unterschiedlichen Phasen der
wechselseitigen Deutschlandpolitik ab 1955.
Die Hoffnung des DGB auf Wiedervereini-
gung bestand noch bis 1958. 1957 war seine
Erklärung zur Wiedervereinigung noch das
zentrale Thema seiner Maikundgebungen. In
dieser Erklärung war die Sowjetunion die ent-
scheidende Macht, die den Deutschen das
Recht auf Selbstbestimmung verweigerte. Zur
selben Zeit begann das Kontaktverbot zum
FDGB innerhalb des DGB zu erodieren. Funk-
tionäre der IG Druck und Papier hatten sich
nach der Publikation des sowjetischen Frie-
densvertragsentwurfs für Deutschland im Ja-
nuar 1959 mit Funktionären des FDGB getrof-
fen, um mit ihnen über diesen Entwurf zu dis-
kutieren. Dies führte zu heftigen Kontrover-
sen im DGB.

Der FDGB musste nach dem XX. Partei-
tag der KPdSU 1956 die neue sowjetische Li-
nie der Politik der „friedlichen Koexistenz“
auf seine „Westarbeit“ übertragen. Das neue
Schlüsselwort hieß fortan „Normalisierung“
der Beziehungen zwischen FDGB und DGB.
Noch waren aber im DGB die Kräfte poli-
tisch maßgebend, die an der Politik des Kon-
taktverbots und einer „Abwehrarbeit“ gegen
kommunistische Infiltration – die KPD war
1956 vom Bundesverfassungsgericht verbo-
ten worden – sei es durch die illegale KPD
oder den FDGB festhielten. Erst in den 1960er-
Jahren befassten sich die deutschlandpoliti-
schen Debatten im DGB mit der Normalisie-
rung der Beziehungen auch zum FDGB.

Nach Chruschtschows Berlin-Ultimatum
von 1958 waren die Jahre bis zum Mau-
erbau 1961 bestimmt durch Konfrontati-
on. Eine konfrontative Atmosphäre herrsch-
te damals vor allem in Berlin. Der DGB-
Landesbezirksvorsitzende Ernst Scharnowski
erwirkte im DGB einen Unvereinbarkeitsbe-
schluss gegen die gleichzeitige Mitgliedschaft
von SED- und FDGB-Mitgliedern in einer
DGB-Gewerkschaft in West-Berlin. Zu diesem
Zeitpunkt arbeiteten über 50.000 „Grenzgän-
ger“ in West-Berlin, die in Ost-Berlin oder
dem Umland wohnten. Der Mauerbau am 13.
August 1961 forderte vom FDGB einen beson-
deren Beitrag zur Sicherung des SED-Staates,
er sollte Streiks in den Betrieben gegen die Tei-

lung Berlins durch Stacheldraht unterbinden.
Die FDGB-Berichte notierten 36 Arbeitsnie-
derlegungen, die in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Grenzabriegelung standen.

In dieser Phase der offenen Konfrontati-
on bescherte der Protest gegen die Atom-
waffen, zunächst gegen die atomare Bewaff-
nung der Bundeswehr 1958, dann in der Form
der sich entwickelnden Ostermärsche in der
Bundesrepublik, der FDGB-Westarbeit eine
neue Plattform für ihre Politik der Aktionsein-
heit. „Der FDGB versuchte hingegen von An-
fang an auf die öffentliche Diskussion um die
Atombewaffnung in der Bundesrepublik ein-
zuwirken und den DGB zu außerparlamen-
tarischen Aktionsformen gegen die Bundesre-
gierung zu provozieren.“ (S. 263)

„Deutschlandpolitik im Schatten der Mau-
er“ überschreibt der Autor seine Darstellung
der Jahre 1961 bis 1964. Die Entführung des
IG Metall-Redakteurs Heinz Brandt durch das
MfS aus West-Berlin im Sommer 1961 und
der Mauerbau kurz darauf verfestigten die
Konfrontation. Die Darstellung der Neuaus-
richtung der Westarbeit des FDGB bildet ei-
nen Schwerpunkt dieses Kapitels. Die neue
Taktik des FDGB gipfelte darin, „in West-
deutschland mit der Programmatik der IG-
Metall aufzutreten“(S.467). Mit den Ausch-
witzfahrten der IG Metalljugend 1960 begann
im Namen der Auseinandersetzung mit den
Verbrechen des NS-Regimes die Durchlöche-
rung des Kontaktverbots zu den kommunis-
tischen Staatsgewerkschaften. 1964 erlaubte
der DGB-Bundesvorstand Fahrten zu „den
Gedenkstätten des Naziterrors in den Län-
dern des Ostblocks“ (S. 452) – mit Ausnahme
der DDR. Trotzdem war das Eis des Kontakt-
verbots gebrochen.

Knapp 160 Seiten umfasst das Kapitel, das
der „Deutschlandpolitik als Ostpolitik“ ge-
widmet ist. Eingeleitet wird es durch die
neue außenpolitische Konzeption Kennedys
im Umgang mit der Sowjetunion und den
Thesen von Egon Bahr zum „Wandel durch
Annäherung“. Damit wird noch einmal der
enge Zusammenhang zwischen den Diskus-
sionen im DGB und jenen über die neue Ost-
politik der SPD unterstrichen. Im Mittelpunkt
stehen die innergewerkschaftlichen Ausein-
andersetzungen im DGB um eine neue Ost-
und Deutschlandpolitik der Bundesrepublik
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und um die Anknüpfung von Beziehungen
zwischen DGB und FDGB.

Das abschließende Kapitel widmet sich den
Biografien jener Funktionäre, die im DGB die
gewerkschaftliche Deutschlandpolitik formu-
lierten oder im FDGB die Westarbeit organi-
sierten.

Der Band stellt die konfliktorische Bezie-
hungsgeschichte zwischen DGB und FDGB
überzeugend als Teil einer integrierten deut-
schen Nachkriegsgeschichte dar.
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